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An die Medien der deutschen und

rätorom anischen  Schweiz

Bern, 27. Juni 1990

Sehr geeh r te  Damen und H erren

Kurz vor der politischen "Sommerpause" ist es schon wieder an der Zeit, auf die eidg. 

Volksabstimmungen des H erbstes  hinzuweisen: neben den beiden A tom in itia tiven  und dem 

Referendum  gegen das S trassenverkehrsgese tz  haben Volk und Stände am 

22./23. Sep tem ber 1990 auch über einen Energ ieartikel in der Verfassung zu befinden. 

Bürgerliche P arlam en ta r ie r innen  und P a r lam en ta r ie r  haben sich zum "Schweizerischen 

A ktionskom itee für den Energ ieartike l"  zusamm engeschlossen (Gründungscommunique und 

K om iteelis te  liegen bei), um einer zukunftsweisenden Energiepolitik zum Durchbruch zu 

verhelfen. Das Kom itee wird Sie ab heu te  regelm ässig mit einem Pressedienst beliefern , 

um Ihnen die B e r ich te rs ta t tu n g  in den kommenden M onaten zu erle ich tern . Die A rtikel -  

heute  u.a. von dipl. ing. Michael Kohn -  s tehen  Ihnen selbstversändlich  honorarfre i zur 

Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

Für den Presseausschuss

Jens  Lundsgaard-H ansen

Beilagen



Bern, 15. Juni 1990

Communiqué zur Gründung des eidg. A ktionskom itees "für den Energieartikel": 

GRUNDLAGE FUER SPARSAME ENERGIEVERWENDUNG

In Bern hat sich im Hinblick auf die Volksabstimmung vom 23. Sep tem ber  1990 das eidg. 

Aktionskomitee "für den Energieartikel"  gegründet. Nach Meinung des K omitees bildet der 

Energieartikel eine unverzich tbare  Verfassungsgrundlage, um die Energiepolitik  auf 

Bundesebene zu koordinieren und die sparsame Energieverwendung zu un te rs tü tzen .  Dem 

Komitee, das von einem Co-Präsid ium  ge le i te t  wird, gehören bis heu te  100 N ational-  und 

S tänderä te  der FDP, CVP und SVP an.

100 N ational-  und S tänderä te  der bürgerlichen P ar te ien  FDP, CVP, und SVP befürw orten 

die Schaffung eines Energ ieartikels  in der Bundesverfassung. Sie haben sich im Hinblick 

auf die Volksabstimmung vom 23. Septem ber 1990 in Bern zum eidg. A ktionskom itee "für 

den Energieartikel" zusammengeschlossen, das von S tändera t Ernst Rüesch (FDP/SG) und 

den N ationalrä ten  Jean-Ph il ippe  M aitre (CVP/GE) und Hans Rudolf N ebiker (SVP/BL) 

präsidiert wird.

Nach Auffassung des A ktionskom itees ist Energie ein kostbares und knappes Gut, dessen 

Verwendung nicht einfach  sich selbst überlassen w erden kann. Das K om itee u n te rs tü tz t  

deshalb den von den eidg. R ä ten  verabschiedeten  E nerg ieartikel,  um eine 

verfassungsmässige Grundlage für eina koordinierende Energiepolitik  des Bundes zu 

schaffen. Wesentliches Ziel des Energieartikels ist es, eine ausreichende und 

umweltschonende Energieversorgung unseres Landes zu sichern  und zur sparsam en 

Energieverwendung be izutragen . Durch den Energ ieartikel soll der Bund w eite r  die 

Kompetenz erhalten , V orschriften  für den Energ ieverbrauch  von Fahrzeugen  und G eräten  

erlassen und zukunftsweisende Projekte e rneuerba re r  Energien u n te rs tü tz e n  zu können.

Das Aktionskomitee s te l l t  m it Befriedigung fes t,  dass der zur Abstimm ung kommende 

Energieartikel auf massive Eingriffe des Bundes v e rz ich te t ,  die T arifhoheit  von Kantonen 

und Gemeinden nicht berüh rt  und die Zusam m enarbeit mit den K antonen in der 

Energiepolitik ausdrücklich fes tleg t.



Energieartikel: Weg durch die Mitte
Von Dipl.Ing. Michael Kohn, Zürich 
Fahrt im Karussell?

Seit dem Erdölschock vom Oktober 1973 - also seit mehr als 16 Jah­
ren - findet in der Schweiz auf unerspriessliche Art das statt, 
was man "die Energiedebatte" nennt. Gesucht wird dabei in endlosen 
Diskussionen eine Energiepolitik. Im Telegrammstil zusammenge­
fasst, besteht sie in der Erkenntnis, dass die Energieversorgung 
eine lebenswichtige Dienstleistung für Wirtschaft und Gesellschaft 
ist und daher ausreichend, wirtschaftlich und umweltschonend sein 
muss und dass zur Realisierung dieser Ziele Energie gespart, die 
Versorgung zur Vermeidung einseitiger Abhängigkeiten diversifi­
ziert und neue Energiequellen und -systeme erforscht werden müs­
sen. Diese Postúlate sind nach wie vor aktuell: Tschernobyl, die 
Smog-Alarme, der Treibhauseffekt, die Oelpreis-Baisse, der stei­
gende Konsum und der weltweite Ressourcenverzehr haben sie voll 
bestätigt. Ueber die Ziele ist man sich einig. Ueber das Was 
herrscht Konsens. Die Differenzen beginnen beim Wie. Deshalb kommt 
die Energiepolitik fast nicht voran. Verfolgt man über die Jahre 
die Forderungen, Debatten und Argumente, so stellt man fest, dass 
sie sich wiederholen. Auch jetzt hört man dieselben Ansichten wie 
vor Jahren, als im Vorfeld der Abstimmung über den Energieartikel 
vom 27. Februar 1983 eifrig debattiert wurde. Die Energiepolitik 
dreht sich im Kreise. Fährt sie im Karussell?

Auf der Suche nach der Mitte

Will man in der Energiefrage vorankommen und vermeiden, dass sie 
auf Jahre paralysiert bleibt, so muss die Einsicht wachsen, dass 
eine Energiepolitik in den allgemeinen Konsens der Wirtschafts-, 
Gesellschafts- und Ordnungspolitik eingebettet sein muss. Sie muss eine 
Balance suchen zwischen den Liberalen, welche auf den Markt und 
die Initiative der Wirtschaft setzen und den Interventionisten, 
die durch staatlichen Einfluss das Sparen forcieren und dem Um-
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weltschutz in rigoroser Weise Nachdruck verleihen wollen; zwischen 
den Föderalisten, welche das Heil in kantonalen Aktivitäten sehen 
und den Etatisten, die unentwegt an die zentralstaatliche Machbar­
keit glauben; zwischen den Anhängern der Elektrizität, die als 
Schlüsselenergie den industriellen Fortschritt der Schweiz gewähr­
leisten soll und den Umweltschützern, die trotz der Gefahren der 
fossilen Nutzung die Elektrizität zurückbinden wollen, weil sie 
aus Kernkraftwerken stammt.

Der Schweizer Bürger ist aufgerufen, am 23. September dieses Jah­
res zum Text eines Energieartikels Stellung zu nehmen, der den 
Ausgleich im Parallelogramm der energiepolitischen Kräfte dieses 
Landes sucht.

Energieartikel - ja oder nein?

Man kann sich zwar fragen, ob es einen Energieartikel überhaupt 
braucht. Mit der Realisierung der genannten Postulate wurde be­
gonnen. Und es ist einer kein Ewiggestriger, der die Meinung ver­
tritt, die Energie- und Sparpolitik könne ohne neue Bundeskompe­
tenzen auf der Basis der heutigen Rechtsgrundlagen, auf der Tätig­
keit der Kantone, der Eigeninitiative der Wirtschaft und der Wir­
kung der Marktkräfte aufgebaut werden.

Die Frage ist nur, ob dies genügt. Um die Postulate einer moder­
nen Energiepolitik auch nur annähernd zu erfüllen, ist der Weg 
lang. Ein Energieartikel, der ausgewogen ist, könnte die bekann­
ten Postulate fördern, die Energiepolitik verstetigen, ohne dass 
dem staatlichen Interventionismus Tür und Tor geöffnet werden 
müssen. Jedenfalls würde ein Energieartikel dem im Zeitgeist lie­
genden Spargedanken verfassungsrechtlichen Ausdruck geben. Die 
Regelungsdichte im Energiesektor kann nach Tschernobyl, den Smog- 
Alarmen und mit Blick auf die Klimaprobleme und die Luftqualität 
nicht die gleiche sein, wie vor all diesen Vorkommnissen.
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Kein Zweifel besteht darüber, dass ein Energieartikel nicht nur 
eine praktische, sondern auch eine politisch-psychologische Wir­
kung hätte. Ein Artikel von helvetischem Zuschnitt wäre gleich­
zeitig auch eine Barriere gegen weitergehende dirigistische Lö­
sungen, die je nach energiepolitischer Grosswetterlage Einlass 
in unsere Verfassung suchen könnten. Da der vorliegende Energie­
artikel von etatistischem Ballast befreit wurde, kann ihm füglich 
zugestimmt werden.!



Zuerst Grundlagen schaffen

Am Wochenende vom 23. September hat das Schweizervolk über die 
zukünftige Energiepolitik unseres Landes zu entscheiden. Neben den 
beiden Anti-Atomininitiativen droht bei diesem Urnengang die 
dritte, nicht weniger wichtige Energie-Vorlage etwas ins 
Hintertreffen zu gelangen. Dabei sollte ausgerechnet der Energie- 
Artikel sehr sorgfältig behandelt und diskutiert werden.
Jede sinnvolle Politik braucht Grundlagen. Der Energie-Artikel soll 
diese Grundlagen im Bereich Energiepolitik schaffen. Dass der 
vorgelegte Artikel einigen zu weit, anderen zuwenig weit geht, ist 
verständlich und liegt im Wesen unserer Demokratie-Form, die in 
allen Bereichen ständig Kompromisse verlangt. Der Wunsch nach mehr 
oder weniger Inhalt könnte aber für die gesamte Energiepolitik 
fatale Auswirkungen haben. Sollte die Koalition der jeweiligen 
Gegner nämlich Erfolg haben und der Energie-Artikel abgelehnt 
werden, bliebe punkto Energiepolitik alles beim alten.
Der Energie-Artikel soll quasi die Leitplanken der Schweizer 
Energiepolitik bilden. Billigt der Stimmbürger diese Leitplanken 
nicht, droht auch der Energiepolitik ein mehr oder weniger wilder 
Zickzack-Kurs für die Zukunft. Nur wenn der Kurs aber gerade und 
klar ist, kann das anvisierte Ziel sicher und schnell erreicht 
werden. Deshalb sollte man nicht im Sinne von Kleinkrämern um hier 
ein bisschen mehr und da ein bisschen weniger feilschen, sondern im 
Interesse der gesamten Sache auch einmal über den eigenen Schatten 
springen, sprich dem Energie-Artikel zustimmen können.
Unsere schon angesprochene Demokratie arbeitet langsam. Im Falle von 
wichtigen Themen, wie die Energiepolitik nun mal eines davon ist, 
können wir es uns schlichtweg nicht leisten, noch mehr Sand ins 
Getriebe zu werfen. Sonst könnten wir bald einmal vor einem 
politischen Scherbenhaufen mehr stehen. Deshalb ist es wichtig, dass 
das Volk den Energie-Artikel am 23. September annimmmt. Damit die 
zukünftige Energiepolitik auf einem soliden Fundament und nicht auf 
politischem Treibsand aufgebaut werden kann.

Matthias Stadelmann



Sicher, sparsam und umweltschonend

Von Jens Lundsgaard-Hansen, Pressechef SVP

Rund sieben Jahre sind vergangen, seit Volk und Stände zum ersten 
Mal über einen Energieartikel in der Verfassung abzustimmen 
hatten. Damals stimmte das Volk zu, eine knappe Mehrheit der 
Kantone lehnte jedoch ab. Am 23. September 1990 ist es wieder 
soweit: Bundesrat und Parlament unterbreiten dem Stimmvolk einen 
neuen Energieartikel. Er verdient Unterstützung.

•

Die Energieversorgung, so könnte man meinen, müsste kein Thema 
sein: wir haben die Steckdose, die Zapfsäule und auch die 
Telefonnummer des Heizölhändlers - die Energie kommt ja 
tatsächlich auch. Es versteht sich fast von selbst, dass dieses 
Bild nur mit extremer Kurzsichtigkeit so gezeichnet werden kann. 
Energie ist im Gegenteil der wohl kostbarste Rohstoff unserer 
modernen Welt. Was kostbar ist, ist auch knapp. Und im 
vorliegenden Fall zudem ein Kernpunkt der weltweiten 
Umweltproblematik.

Vor diesem Hintergrund ist die Notwendigkeit eines 
Verfassungsartikels zu sehen, der dem Bund die Kompetenz in die 
Hand gibt, überhaupt eine Energiepolitik zu entwerfen. Eine 
Politik wohlverstanden, die - so der sinngemässe Wortlaut des 
Artikels - ausdrücklich in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu 
entstehen hat. Es erstaunt deshalb nicht, dass die kantonalen 
Energiedirektoren mit überwältigender Mehrheit für diesen neuen 
Bundesartikel einstehen.

Was soll also die Energiepolitik auf Bundesebene, in Ergänzung zu 
den Kantonen?
Sie soll einmal zum übergeordneten Ziel haben, eine ausreichende, 
umweltschonende und sparsame Enregieversorgung unseres Landes zu 
sichern - die entscheidenden Stichworte heissen also 
Versorgungssicherheit, Umwelt und sparsame Nutzung.
Die Energiepolitik des Bundes soll laut Artikel konkret dort zum 
Tragen kommen, wo es sie braucht: z.B. beim Erlass von Grundsätzen 
für die Kantone, um in der föderalistischen Schweiz breit 
gesteckte Leitplanken aufzustellen. Es braucht sie aber auch dort,



wo es um Vorschriften für den Energieverbrauch von Fahrzeugen, 
Geräten und Anlagen geht. Dort also, wo eine eigene und unter sich 
verschiedene Politik, der Kantone in einem Bundesstaat mitten in 
Europa keinen Sinn machen kann.

Wo braucht es den Bund in der Energiepolitik auf der anderen Seite 
nicht?
Der vorliegende Verfassungsartikel spart zu Recht einige Gebiete 
aus: der Bund erhält z.B. keine Kompetenz, in die Tarifhoheit der 
Kantone und Gemeinden einzugreifen. Er erhält weiter keinen 
Blankoscheck für Subventionen und Detaileingriffe: er kann 
beispielweise nur dort finanzielle Geburtshilfe leisten, wo 
vielversprechende Pilotprojekte die sogenannten alternativen oder 
erneuerbaren Energien voranbringen sollen.

Die eidgenössischen Räte haben lange um die konkrete Formulierung 
dieses Verfassungsartikels gerungen. Doch die Hartnäckigkeit hat 
sich gelohnt. Der Energieartikel trägt der fundamentalen Bedeutung 
des Rohstoffes Energie Rechnung. Er erhebt die sichere, 
umweltschonende und sparsame Versorgung und Nutzung zum 
Verfassungsziel. Doch er hat die Schranken dort aufgebaut, wo 
Mittel zur Erreichung dieses Zieles über den Kopf von Kantonen und 
Gemeinden hätten eingesetzt werden können.
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